Das neue Telekommunikationsgesetz und die Auswirkungen auf die Piratensender


        Rechtsanwalt Reiner Palma beantwortet die wichtigsten Fragen








Gesetzesgrundlage





Am 25. Juli 1996 hat der deutsche Bundestag das Telekommunikationsgesetz (TKG) verabschiedet und damit auch eine neue gesetzliche Grundlage für die Verfolgung von Piratensender geschaffen. 





Bis zur Einführung des TKG war der § 15 des Fernmeldeanlagengesetzes (FAG) die gesetzliche Grundlage, nach der die Ermittlungsbehörden gegen den Betreiber eines Piratensenders vorgehen konnten.


Dieser war zuletzt mit Wirkung vom 1.1.1995 durch das Postneuordnungsgesetz dahingehend geändert und gelockert worden, daß durch das Betreiben eines Piratensenders auch Leib oder Leben eines anderen oder fremde Sachen von bedeutendem Wert gefährdet werden mußten, wenn man sich strafbar machen wollte.


Praktisch konnte deshalb nur noch der Besitz einer nicht genehmigten Sendeanlage bestraft werden.








Mit dem neuen TKG wurde der ursprüngliche § 15 FAG  vollständig aufgehoben. Eine Verurteilung nach § 15 FAG kann es somit nicht mehr geben.


Aber auch im neuen TKG gibt es mit den §§ 94 und 95 zwei Strafvorschriften, die eine Freiheitsstrafe bei Zuwiderhandlungen gegen das TKG androhen.


Nach diesen Strafvorschriften macht man sich jedoch nur noch dann strafbar, wenn man Minispione etc. besitzt und benutzt. Im Gesetz werden diese Sender allgemein als „Sendeanlagen, die ihrer Form nach einen anderen Gegenstand vortäuschen oder die mit Gegenständen des täglichen Gebrauchs verkleidet sind und auf Grund dieser Umstände in besonderer Weise geeignet sind, das nicht öffentlich gesprochene Wort eines anderen von diesem unbemerkt abzuhören“, beschrieben.


Im TKG wird somit die „schwerste“ Strafe ausschließlich demjenigen angedroht, der Abhöranlagen etc. unbefugt besitzt. 





Das Betreiben eines sogenannten „Piratensenders“ wird nunmehr im TKG entgegen der entsprechenden Vorschrift des FAG als Ordnungswidrigkeit eingestuft.


Ordnungswidrigkeiten sind zwar wie Straftaten rechtswidrige und schuldhafte Handlungen, unterscheiden sich jedoch dadurch, daß sie einen weniger schwerwiegenden Verstoß gegen die Rechtsordnung bilden und daher kein kriminelles Unrecht enthalten.


Ordnungswidrigkeiten werden deshalb nicht mit Strafe, sondern mit Geldbuße geahndet; sie werden nicht durch die Staatsanwaltschaft, sondern durch die Verwaltungsbehörde verfolgt. Ein weiterer sehr entscheidener Unterschied zu den Straftatbeständen ist, daß Ordnungswidrigkeiten - anders als Straftaten - nicht zwingend verfolgt werden müssen. Die Verwaltungsbehörde kann in Ausnahmefällen von einer Verfolgung absehen (!), die Staatsanwaltschaft von der Verfolgung einer Straftat jedoch grundsätzlich nicht.


In der Konsequenz bedeutet dieses, daß bei einem Verstoß gegen das TKG durch Betreiben eines Piratensenders die zuständige Verwaltungsbehörde nicht zwangsläufig ein Bußgeld verhängen muß. Ist die Verwaltungsbehörde nach ihrem pflichtgemäßen Ermessen der Meinung, die Verfolgung des Verstoßes sei nicht notwendig, könnte sie das Verfahren auch einstellen.





Als Betreiber eines Piratensenders ist man somit ab sofort kein „Straftäter“ mehr, sondern begeht gemäß § 96 TKG eine Ordnungswidrigkeit, die - ähnlich dem Fall, das man bei Rot über eine Ampel fährt - mit einem Bußgeld geahndet werden kann.





Im TKG sind im § 96 verschiedene Handlungsweisen bzw. Verstöße gegen das TKG aufgeführt, die die Einleitung eines Ordnungswidrigkeitsverfahrens nach sich ziehen können.


Hauptangriffspunkt für ein Verfahren gegen einen Betreiber eines Piratensenders ist dabei die Nr. 10 des § 96 TKG. Hiernach handelt derjenige ordnungswidrig, der ohne Lizenz Übertragungswege betreibt  sowie ohne Frequenzzuteilung Frequenzen nutzt.








Das Bußgeld nach § 96 Abs.2 TKG kann bis zu einer Million Deutsche Mark betragen ! Selbstverständlich ist dieses die absolute Obergrenze, bei einem ersten Verstoß gegen das TKG im Zusammenhang mit dem Betreiben eines Piratensenders wird eine Geldbuße wesentlich geringer ausfallen. Bei Folgeverstößen wird die Geldbuße jedoch sicherlich deutlich erhöht werden.


Erste Erfahrungen mit der Anwendung des neuen Telekommunikationsgesetzes durch die Regulierungsbehörde zeigen, daß die nunmehr verhängten Bußgelder in der Höhe deutlich über das hinausgehen, was in der Vergangenheit als Strafe nach dem Fernbmeldeanlagengesetz verhängt worden ist.


Die zur Zeit verhängten Bußgelder bewegen sich im Rahmen von DM 1.500,-- bis DM 2.500,--, wobei es sich hierbei allerdings um keine starren Grenzen handelt. Mit einem Bußgeld von rund DM 2.000,-- muß allerdings gerechnet werden. Die Höhe des Bußgeldes wird in Deutschland regional nicht mehr deutlich variieren, da die einzelnen Dienststellen der Regulierungsbehörde die von ihnen zu verhängenden Bußgelder für einzelne Verstöße gegen das TKG untereinander abstimmen. Dieses bedeutet, daß nicht damit zu rechnen ist, daß beispielsweise in Bayern ein höheres Bußgeld verhängt werden wird, als in Hamburg oder anderswo.


Ob die zur Zeit durch die Regulierungsbehörden verhängten hohen Bußgelder auch vor den einzelnen Amtsgerichten Bestand haben werden, kann zur Zeit noch nicht abschließend beurteilt werden, da insoweit noch keine Erfahrungswerte vorliegen.


 





Das Ordnungswidrigkeitsverfahren





Das Ordnungswidrigkeitsverfahren wird durch die Regulierungsbehörde als Verwaltungsbehörde abgewickelt. Diese prüft, ob eine Ordnungswidrigkeit vorliegt und stellt ggf. den Bußgeldbescheid aus.





Wie bei jedem Ordnungswidrigkeitsverfahren hat man die Möglichkeit, gegen den Bußgeldbescheid innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Zustellung Einspruch zu erheben. Legt man gegen den Bußgeldbescheid Einspruch ein, entscheidet das Amtsgericht am Sitz der Verwaltungsbehörde über die Angelegenheit. Es findet dann also eine Gerichtsverhandlung statt.








Wer kann eine Ordnungswidrigkeit nach dem TKG verwirklichen ?





Interessant ist die Frage, ob man auch dann wegen einer Ordnungswidrigkeit belangt werden kann, wenn man einer dritten Person beim Betreiben eines Piratensenders behilflich ist, sei es, durch Zulieferung von Programmkassetten, sei es durch Bereitstellung eines Sendestandortes.


Nach § 14 des Ordnungswidrigkeitengesetzes kann zwar auch eine Beteiligung ordnungswidrig sein. Doch handelt man nur dann ordnungswidrig, wenn man den Tatbestand der jeweiligen Ordnungswidrigkeit selbst verwirklicht.


Bezüglich des TKG ist aber nur der „Betreiber“, der die „rechtliche und tatsächliche Kontrolle (Funktionsherrschaft) über die Gesamtheit der Funktionen ausübt, die zur Realisierung der Informationsübertragung unabdingbar erbracht werden müssen“.


Bei Piratensenderbetreibern wird die tatsächliche Kontrolle von dem Besitzer des Senders ausgeübt, so daß dieser sich im Zweifel allein wegen eines Verstoßes gegen das TKG verantworten muß. Betreiber von sogenannten „Kassettenpiraten“ dürften deshalb in Zukunft keine rechtlichen Konsequenzen mehr zu befürchten haben.








Was passiert mit meiner Sendeanlage ?





Da das Betreiben eines Piratensenders nunmehr eine Ordnungswidrigkeit darstellt, ist die endgültige Einziehung der Sendeanlage nur noch dann möglich, wenn dieses durch das Gesetz ausdrücklich zugelassen wird. Das zugrunde liegende Gesetz muß die Möglichkeit einer Einziehung demnach ausdrücklich anordnen (so im Straßenverkehrsgesetz, nach der Fahrzeugteile (z.B. unzulässiger Spoiler), auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht, eingezogen werden können)


Im TKG fehlt eine solche Vorschrift.  Es ist nirgendwo angeordnet, daß Telekommunikationseinrichtungen, für die keine Zulassung bestehen, eingezogen werden können. Die Sendeanlage muß deshalb wieder herausgegeben werden. 








Das Verwaltungsverfahren





Durch das TKG wird die Regulierungsbehörde auch ermächtigt, nach § 49 TKG die Außerbetriebnahme von Geräten anzuordnen oder zur Beweissicherung gemäß § 77 TKG bei Tätigwerden vor Ort Dinge zu beschlagnahmen.


Kein Betreiber eines Piratensenders braucht sich Sorgen zu machen, daß die Regulierungsbehörde die Möglichkeit hätte, auch die Studioausrüstung mitzunehmen. Nach der neuen Rechtslage besteht keine rechtliche Handhabe mehr, durch „Erweiterung des Beihilfebegriffes“ auch eine Studioeinrichtung einzuziehen. Gegen die trotzdem erfolgte Anordnung einer Einziehung sollte somit umgehend Einspruch eingelegt werden.








Allerdings haben die zuständigen Regulierungsbehörden durch die Anordnung der Betriebseinstellung ein Mittel in der Hand, gegen Betreiber eines Piratensenders weiteren „finanziellen“ Druck auszuüben.


Nach § 49 S.2 TKG kann die Regulierungsbehörde die Außerbetriebnahme der Funkanlage anordnen, um mögliche schwerwiegende Beeinträchtigungen von Not- und Sicherheitsfunkdiensten abzuwenden.


Wenn die Regulierungsbehörde meint, im Rahmen einer Störungsermittlung eine nichtlizensierte Funkanlage festgestellt zu haben, kann sie durch ein entsprechendes Schreiben die Anordnung der Betriebseinstellung anordnen. Hiergegen müßte der Betroffene dann innerhalb von einem Monat nach Bekanntgabe Klage beim zuständigen Verwaltungsgericht erheben.


Problematisch ist, daß die Regulierungsbehörde zugleich mit der Anordnung der Betriebseinstellung auch einen Gebührenbescheid erläßt. Die Verwaltungsgebühr selbst beträgt DM 200,--.  Kostenintensiv kann es werden, wenn die Regulierungsbehörde auch das Ausführen von Meßeinsätzen in Rechnung stellt. Wie ein aktueller Fall zeigt, können diese gut und gerne DM 2.000,-- und mehr betragen.








Zusammenfassend bleibt festzustellen, daß die Regulierungbehörde zwar nicht mehr die Möglichkeit hat, durch Anwendung eines Strafgesetzes Druck auf Betreiber von Piratensender auszuüben, sehr wohl dieses nunmehr durch Verhängung hoher Bußgelder sowie zusätzlich durch Abwälzung von Kosten im Verwaltungsverfahren versucht wird.


Von der finanziellen Seite aus betrachtet, ist das Betreiben eines Piratensenders nach dem neuen TKG nunmehr riskanter. 
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